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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Clemens KUZMINSKI als Einzelrichter über die Beschwerde des 
XXXX alias XXXX alias XXXX alias XXXX, StA. Russische Föderation, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 09.12.2009, AZ. 09 14.808-EAST West, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG iVm § 10 AsylG 2005 als unbegründet abgewiesen. 

Text 

BEGRÜNDUNG : 
 

Der Asylwerber, ein russischer Staatsangehöriger, Angehöriger der Volksgruppe der Tschetschenen und 
muslimischen Bekenntnisses, stellte nach illegaler Einreise am 05.10.2004 am selben Tag, einen (ersten) Antrag 
auf Gewährung von Asyl. Anlässlich seiner Einvernahme am 12.10.2004 vor dem Bundesasylamt, Außenstelle 
Traiskirchen, gab er zunächst zu seinen Fluchtgründen Folgendes an: 
 

Er und sein Bruder hätten in der Zeit von 1994 bis 1996 in der Widerstandsbewegung mitgeholfen. Er werde von 
den Leuten KADYROVs verfolgt, sein Bruder sei einmal mitgenommen worden und für seine Freilassung sei 
Geld bezahlt worden. Der Beschwerdeführer habe sich seit zwei Jahren versteckt gehalten und sei deshalb nicht 
mitgenommen worden. Nun habe ihn seine Mutter ersucht, wegzufahren. Richtig sei, dass er am 21.08.2004 im 
Zuge eines slowakischen Asylverfahrens erkennungsdienstlich behandelt wurde. 
 

Anlässlich seiner weiteren niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt vom 14.10.2004 gab er 
unter Vorlage eines russischen Inlandsreisepasses im Wesentlichen an, nicht in die Slowakei zu wollen, weil er 
von dort schon einmal in die Ukraine ausgeliefert worden sei, die Slowakei ein ehemaliges kommunistisches 
Land sei und er einen Termin bei einem Psychologen habe. 
 

Mit Schreiben vom 22.10.2004 legte er eine Vollmacht sowie eine ärztliche Mitteilung zu einer Untersuchung 
vom 19.10.2004 vor, wonach seit einigen Jahren eine PTSD vorliege. 
 

Das Verfahren wurde am 05.11.2004 zugelassen und dem Fremden eine Aufenthaltsberechtigungskarte 
ausgestellt. 
 

Am 26.04.2005 brachte er einen Devolutionsantrag gemäß § 73 Abs. 2 AVG beim Unabhängigen 
Bundesaylsenat ein. 
 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat am 10.11.2005 gab der 
Beschwerdeführer zu Protokoll, dass er aus Angst, dass seinem Bruder etwas passieren könne, nichts erzählen 
wolle. Er sei ausgereist, weil das Haus immer wieder gestürmt worden sei. Seit dem zweiten Krieg habe er sich 
fast nie zu Hause aufgehalten und sei schließlich ausgereist. Er habe weder ein Gutachten noch einen Befund, 
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noch eine psychologische Behandlung erhalten. Die Verhandlung wurde zur Klärung der Frage, ob der 
Beschwerdeführer an einem posttraumatischen Belastungssyndrom leide, vertagt. 
 

Nach dem psychiatrisch-neurologischen Sachverständigengutachten vom 03.05.2006 besteht kein 
posttraumatisches Belastungssyndrom beim Beschwerdeführer. 
 

In der mündlichen Verhandlung vom 22.08.2006 beantragte der Vertreter des Beschwerdeführers die Einholung 
eines Sachverständigengutachtens von einer auf traumatisierte Kriegsüberlebende spezialisierte Einrichtung, wie 
HEMAYAT. Hiezu gab der Beschwerdeführer an, ein weiterer (Untersuchungs-)Termin sei nicht nötig, er werde 
die gestellten Fragen beantworten. Zu seinen Fluchtgründen brachte er vor, er hätte im ersten Krieg die 
Widerstandskämpfer unterstützt und im zweiten hätte er für die Russen und für KADYROV arbeiten sollen. 
Konkret habe er seine Heimat verlassen, weil das Haus 5-6 Mal gestürmt worden sei. Er und sein Bruder seien 
nicht anwesend gewesen, als ein Bruder und ein Mann beim Begräbnis seines Onkels festgenommen worden 
seien. Das Haus sei im Jahr 2002 gestürmt worden. Sein Bruder sei für 3 Tage festgenommen worden und für 
5000 Rubel und eine Pistole wieder freigelassen worden. Danach sei nichts mehr Derartiges passiert, der Bruder 
verstecke sich bis zum heutigen Tag. Der Grund für die Ausreise des Beschwerdeführers 2004 sei gewesen, dass 
sie wieder in das Haus gekommen seien. Der erschienene Zeuge konnte sich nicht ausweisen, weshalb die 
Verhandlung auf unbestimmte Zeit vertagt wurde. 
 

Am 09.03.2007 langte beim Verwaltungsgerichthof eine Säumnisbeschwerde ein, worauf der Unabhängige 
Bundesasylsenat unter Setzung einer Nachfrist zur Entscheidung aufgefordert wurde. 
 

In der mündlichen Verhandlung vom 24.05.2007 vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat brachte der 
Beschwerdeführer vor, er habe während des ersten Krieges die Widerstandskämpfer unterstützt. Zu Problemen 
sei es erst im zweiten Krieg gekommen. Im Jahr 2002 oder 2003 sei sein Bruder mitgenommen worden. Danach 
seien die Leute noch 5-6 Mal nach Hause gekommen. Er selbst habe seither keine Probleme gehabt, weil er sich 
nicht zu Hause befunden habe. Anschließend wurde der namhaft gemachte Zeuge befragt. 
 

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 04.12.2007, Zahl: 260.082/0/23E-XIV/39/05, wurde 
unter Spruchteil I. der Asylantrag des Beschwerdeführers vom 05.10.2004 gemäß § 7 Asylgesetz abgewiesen, 
unter Spruchteil II. die Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Beschwerdeführers in die Russische Föderation ausgesprochen und unter Spruchteil III. der Beschwerdeführer 
gemäß § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Russische Föderation ausgewiesen. 
 

In der Begründung des Bescheides wurden nach Wiedergabe aller Einvernahmen (zum Fluchtweg, zu den 
Fluchtgründen und zur Wahrung des Parteiengehörs) in der Folge Feststellungen zur Russischen Föderation, 
insbesondere Tschetschenien, getroffen und auch die Quellen hiefür angeführt. Beweiswürdigend wurde 
ausgeführt, dass der Beschwerdeführer lediglich oberflächliche und unbestimmte bzw. widersprüchliche 
Angaben zu seinen Fluchtgründen gemacht habe. Auch der namhaft gemachte Zeuge habe die Glaubwürdigkeit 
der Angaben nicht herbeiführen können. 
 

Rechtlich begründend wurde unter Darstellung der Rechtslage und Judikatur anschließend festgehalten, dass die 
vom Beschwerdeführer geltend gemachte Verfolgung nicht als glaubhaft beurteilt habe werden können (zu 
Spruchteil I.), demnach auch keine Umstände für die Gefährdung des Beschwerdeführers im Sinne des Art. 3 
EMRK durch irgendeine Form der Verfolgung oder sonstige Umstände in Tschetschenien erkannt hätten werden 
können (zu Spruchteil II.) sowie mangels Familienbezug in Österreich keine Umstände vorlägen, wodurch ein 
Eingriff in das Privat- und Familienleben des Beschwerdeführers gemäß Art. 8 EMRK zur Beendigung des (bloß 
vorläufigen) Aufenthaltes des Beschwerdeführers im Bundesgebiet nicht gerechtfertigt gewesen wäre (zu 
Spruchteil III). 
 

Dieser Bescheid wurde dem Vertreter des Beschwerdeführers am 06.12.2007 rechtswirksam zugestellt. 
 

Der dagegen eingebrachten Beschwerde wurde mit Beschluss des Verwaltungsgerichthofes vom 07.02.2008 
zunächst aufschiebende Wirkung zuerkannt und schließlich mit Beschluss vom 06.11.2009 die Behandlung der 
Beschwerde abgelehnt. 
 

Am 27.11.2009 stellte der Asylwerber den (zweiten,) nunmehr verfahrensgegenständlichen Antrag auf 
internationalen Schutz. Bei seiner am 30.11.2009 durch die Polizeiinspektion St. Georgen i.A. durchgeführten 
Ersteinvernahme gab er an, Österreich seit seinem ersten Antrag nicht verlassen zu haben. Als Fluchtgrund gab 
er an, er sei verfolgt worden und habe (durch die Flucht) sein Leben gerettet. Als Rückkehrbefürchtung gab er 
an, um sein Leben zu fürchten. Er sei bei den Rebellen gewesen, weshalb er politisch verfolgt werde. Einen 
Reisepass habe er nie besessen. 
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Mit Schreiben vom 01.12.2009 wurde er gemäß § 29 Abs. 3 AsylG 2005 über die beabsichtigte Zurückweisung 
des Antrages wegen entschiedener Sache nachweislich in Kenntnis gesetzt. 
 

Am 07.12.2009 wurde er vom Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle West, im Beisein eines Dolmetschers für die 
russische Sprache einvernommen wobei er im Wesentlichen angab, gesund zu sein und keine Medikamente 
einzunehmen. Er habe einen neuerlichen Antrag gestellt, weil er mit der rechtskräftigen Entscheidung über 
seinen ersten Antrag nicht einverstanden sei. Er habe keine Möglichkeit gehabt, über seine Fluchtgründe zu 
sprechen. Seine Mutter hätte gewollt, dass er die Heimat verlasse, damit sein Bruder dort in Ruhe leben könne. 
Er hätte bei KADYROV mitarbeiten oder (anderenfalls) ermordet werden sollen. Er sei nicht verheiratet und 
habe keine Familie, er wolle hier bleiben, arbeiten und eine Familie gründen. Er habe im Asylverfahren nicht 
alles vorgebracht. 1996 sei sein Bruder Leiter einer Sowchose gewesen und habe deswegen Probleme 
bekommen, weswegen auch der Beschwerdeführer später Probleme mit den tschetschenischen Behörden 
bekommen habe. Der letzte Vorfall sei gewesen, dass sein Bruder 2002 mitgenommen worden sei. Der 
Beschwerdeführer sei nicht zu Hause gewesen. Seine Cousine sei seit 2002 oder 2003 in Österreich aufhältig, er 
lebe mit ihr jedoch nicht im gemeinsamen Haushalt. Er habe viele Freunde in Österreich. 
 

Mit Bescheid vom 09.12.2009, Zahl 09 14.808-EAST-West, wies das Bundesasylamt den Antrag auf 
internationalen Schutz vom 27.11.2009 gemäß § 68 Absatz 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück und wies 
den Antragssteller gemäß § 10 Abs 1 Z 1 AsylG 2005 aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Russland 
aus. 
 

In der Begründung des Bescheides wurden der bisherige Verfahrensgang und die schon oben wiedergegebenen 
Einvernahmen dargestellt, Feststellungen zu seiner Person und der unveränderten allgemeinen Lage in seinem 
Herkunftsland getroffen. Beweiswürdigend hielt das Bundesasylamt fest, dass die Identität des 
Beschwerdeführers feststehe und er an keinen Krankheiten leide und er keine Medikamente einnehme. Der 
Beschwerdeführer verfüge im Bundesgebiet außer seiner Cousine über keine verwandtschaftlichen 
Anknüpfungspunkte. Die ihn betreffende allgemeine maßgebliche Lage im Herkunftsland habe sich seit 
rechtskräftigem Abschluss des ersten Asylverfahrens nicht geändert. Die zu Grunde gelegten Quellen wurden 
angegeben. 
 

In der rechtlichen Begründung wurde nach ausführlicher Darlegung der bezughabenden Rechtslage und 
Rechtssprechung zu Spruchpunkt I. im Wesentlichen ausgeführt, dass der Asylwerber keine maßgebliche 
Änderung, weder im Hinblick auf den - bereits im ersten Asylverfahren als unglaubwürdig beurteilten - 
Sachverhalt, noch in der Rechtslage, geltend gemacht habe. Das nunmehrige Vorbringen des Beschwerdeführers 
habe sich schon seinem Inhalt nach bereits vor Eintritt der Rechtskraft der ersten Entscheidung ereignet bzw. 
handle es sich dabei bloß um eine Wiederholung des bisherigen Vorbringens und es liege kein neuer Sachverhalt 
vor, sondern entschiedene Sache im Sinne des § 68 AVG. Auch ergebe sich aus den Feststellungen zur 
allgemeinen Lage in der Russischen Föderation kein neuer Sachverhalt. 
 

Zu Spruchpunkt II. wurde nach Darstellung der bezughabenden Rechtslage und Rechtsprechung bemerkt, dass 
der Beschwerdeführer weder eine Familie noch nähere Beziehungen zu seiner Cousine in Österreich habe, noch 
berücksichtigungswürdige private Interessen im Bundesgebiet. Ferner habe sich der bisherige mehrjährige 
Aufenthalt des Beschwerdeführers lediglich auf das vorläufige Aufenthaltsrecht auf Grund seiner Asylanträge 
gegründet. Der Beschwerdeführer habe sich während des Asylverfahrens in der Grundversorgung befunden. 
Mangels eines anderen Aufenthaltsrechtes im Sinne des § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 sei grundsätzlich von der 
Zulässigkeit der Ausweisung auszugehen. Hinweise auf die Notwendigkeit eines Durchführungsaufschubes im 
Sinne des § 10 Abs. 3 AsylG 2005 seien im Verfahren nicht hervorgekommen. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer Beschwerde. Darin führte der Beschwerdeführer aus, die 
Behörde irre, wenn sie davon ausgehe, dass er ausschließlich Umstände gelten gemacht hätte, welche schon 
während des ersten Asylverfahrens bestanden hätten und brachte vor, er habe sowohl im ersten als auch im 
nunmehrigen Verfahren vorgebracht, er werde wegen seiner Mitwirkung am ersten tschetschenischen Krieg von 
den "KADYROVSKIS" sowie wegen seiner Weigerung, bei ihnen mitzuwirken, verfolgt. Diesbezüglich habe 
sich die allgemeine Lage in Tschetschenien seit dem Abschluss des ersten Verfahrens am 06.12.2007 
maßgeblich geändert. Das System KADYROV habe sich gefestigt und die Drohungen und Zwangsmaßnahmen 
seien intensiver geworden. Insbesondere werde versucht, ehemalige Rebellen und deren Unterstützer zur 
Mitarbeit zu zwingen oder diese zu eliminieren. Es sei daher nicht nachvollziehbar, wie die Behörde zur 
Feststellung gelangt sei, dass betreffend der allgemeinen maßgeblichen Lage in seinem Herkunftsstaat keine 
Änderungen eingetreten seien und im angefochtenen Bescheid jegliche Länderfeststellungen fehlen würden. 
Beweiswürdigend seien zwar viele Quellen angeführt worden, jedoch keinerlei inhaltliche Information erfolgt, 
weshalb der angefochtene Bescheid mit Rechtswidrigkeit behaftet sei. Bezüglich der Gefährdungslage werde aus 
dem Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe "Nordkaukasus: Sicherheits- und Menschenrechtslage, 
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Tschetschenien, Inguschetien und Dagestan" von Urs Rybi vom 25.11.2009 zitiert. Es werde die Erstellung eines 
Gutachtens betreffend die Gefährdungslage von ehemaligen Rebellen und Unterstützern von Rebellen und deren 
Familien bei Weigerung, das KADYROV-Regime zu unterstützen, beantragt. Überdies beantrage er die 
Einvernahme eines namhaft gemachten Zeugen. Ferner wolle er ergänzend vorbringen, dass er im ersten 
Tschentschenienkrieg nicht Unterstützer der Rebellen, sondern selbst als Widerstandskämpfer beteiligt gewesen 
sei, was er bisher nicht zu sagen gewagt habe, aus Angst, seine Familie in Tschetschenien zu gefährden. 
Beigelegt wurden der zitierte Bericht und weitere Internetausdrucke in englischer Sprache. 
 

Der gegenständliche Akt langte am 04.01.2010 beim Asylgerichtshof ein, was dem Bundesasylamt mitgeteilt 
wurde. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 61 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesasylamtes, soweit nicht etwas anderes in § 61 Abs 3 AsylG 2005 vorgesehen ist. Gemäß § 61 Abs 3 Z 1 
lit c und Z 2 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs 1 AVG und über die mit dieser 
Entscheidung verbundene Ausweisung. 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 die Abänderung 
eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, dann, wenn die Behörde nicht 
den Anlass zu einer Verfügung gemäß den Abs. 2 und 4 findet, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. 
 

Ist - wie im vorliegenden Fall - Sache im Sinne des § 66 AVG der Entscheidung der Rechtsmittelbehörde bzw. 
des Asylgerichtshofes nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, darf sie demnach nur über die 
Frage entscheiden, ob die Zurückweisung durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist oder nicht, und hat demnach 
entweder das Rechtsmittel abzuweisen oder den bekämpften Bescheid ersatzlos mit der Konsequenz zu beheben, 
dass die erstinstanzliche Behörde in Bindung an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde den gestellten Antrag 
jedenfalls nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Es ist der Rechtsmittelbehörde aber 
verwehrt, über den Antrag selbst meritorisch zu entscheiden (VwSlG 2066A/1951; VwGH 17.12.1965, 929/65; 
VwGH 30.10.1991, 91/09/0069; VwGH 30.5.1995, 93/08/0207; Walter/Thienel Verwaltungsverfahren2, 1433). 
Die Prüfung der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages aufgrund geänderten Sachverhaltes darf ausschließlich 
anhand jener Gründe erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur Begründung ihres Begehrens geltend 
gemacht worden sind. In der Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid können derartige Gründe nicht neu 
vorgebracht werden (vgl. VwGH 30.06.1992, Zl. 89/07/0200; 20.04.1995, Zl. 93/09/0341). Dies bezieht sich auf 
Sachverhaltsänderungen, welche in der Sphäre des Antragstellers gelegen sind. Allgemein bekannte Tatsachen 
sind dagegen jedenfalls auch von Amts wegen zu berücksichtigen (VwGH 29.06.2000, Zl. 99/01/0400; 
07.06.2000, Zl. 99/01/0321). 
 

Die Rechtskraft eines ergangenen Bescheides steht der meritorischen Entscheidung über einen neuerlichen 
Antrag nur dann nicht entgegen und berechtigt daher die Behörde nur dann nicht zur Zurückweisung des 
Antrages, wenn in dem für die Entscheidung maßgeblichen Sachverhalt eine Änderung eingetreten ist. Dabei 
kann nur eine solche Änderung des Sachverhaltes die Behörde zu einer neuen Sachentscheidung berechtigen und 
verpflichten, die für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr 
eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann (vgl. 
VwGH 24.03.1993, Zl 92/12/0149; 10.06.1998, Zl 96/20/0266). Die objektive (sachliche) Grenze der Wirkung 
der Rechtskraft wird durch die "entschiedene Sache", das heißt durch die Identität der Verwaltungssache, über 
die mit einem formell rechtskräftigen Bescheid abgesprochen wurde, mit der im neuen Antrag intendierten, 
bestimmt. Die durch den Bescheid entschiedene Sache (i.S.d. § 8 AVG) wird konstituiert durch die Relation 
bestimmter Fakten (die den Sachverhalt bilden) zu bestimmten Rechtsnormen (die den Tatbestand umschreiben) 
[vgl. Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I2, (1998), Anm 12 zu § 68 AVG]. Die Identität der Sache 
liegt dann vor, wenn einerseits weder in der für den Vorbescheid maßgeblichen Rechtslage noch in den für die 
Beurteilung des Parteibegehrens im Vorbescheid als maßgebend erachteten tatsächlichen Umständen eine 
Änderung eingetreten ist und sich andererseits das neue Parteibegehren im Wesentlichen (von Nebenumständen, 
die für die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind, abgesehen) mit dem früheren deckt (vgl. 
VwGH 10.06.1998, Zl. 96/20/0266; 21.09.2000, Zl. 98/20/0564). Eine Modifizierung des Vorbringens, die nur 
für die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerhebliche Nebenumstände betrifft, kann an der Identität der 
Sache nichts ändern. 
 

Darüber hinaus muss die behauptete Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, dem 
Asylrelevanz zukommt und an den die oben erwähnte positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann (VwGH 
vom 21.10.1999, ZI 98/20/0467). 
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Eine neue Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren aufgrund des selben Sachverhaltes, sondern, wie 
sich aus § 69 Abs. 1 Z. 2 AVG ergibt, auch im Falle des selben Begehrens aufgrund von Tatsachen und 
Beweismitteln, die schon vor Abschluss des rechtskräftig gewordenen Verfahrens bestanden haben, 
ausgeschlossen (VwGH vom 16.01.1990, Zl 89/08/0163; VwGH vom 30.09.1994, Zl 94/08/0183; Walter-
Thienel a.a.O.). Wie sich aus § 69 Abs. 1 Z. 1 AVG und der dazu ergangenen Judikatur ergibt, setzt eine 
nachträgliche Änderung des Sachverhaltes, der unter Umständen das Vorliegen einer entschiedenen Sache 
hindert, voraus, dass es sich um erst nach Abschluss des seinerzeitigen Verfahrens neu entstandene Tatsachen 
und Beweismittel handelt (VwSlg 15.445A/1928, VwGH vom 18.12.1996, Zl 95/20/0672; Walter-Thienel 
Verwaltungsverfahren², 1492 mit weiteren Hinweisen) und nicht um Tatsachen, die erst nach Abschluss des 
Verfahrens hervorgekommen sind. 
 

Im Sinne der Rechtsprechung des VwGH war zunächst von Amts wegen zu prüfen, ob die Entscheidung im 
Verfahren über den ersten Asylantrag, nämlich der Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates, welcher die 
entschiedene Sache begründen soll, ordnungsgemäß zugestellt wurde, da ohne eine solche das Erkenntnis nicht 
in Rechtskraft erwachsen kann und diese eine Vorrausetzung der entschiedenen Sache darstellt (vgl. VwGH 
28.02.2008, 2005/01/0473-6). Der Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 04.12.2007, Zl. 
260.082/0/23E-XIV/39/05, wurde dem Beschwerdeführervertreter am 06.12.2007 zugestellt. Die Behandlung 
der dagegen erhobenen Beschwerde beim Verwaltungsgerichthof wurde abgelehnt. Der Bescheid erwuchs damit 
in Rechtskraft. 
 

Der Asylwerber begehrt - wie das Bundesasylamt richtig erkannt hat - in casu die Auseinandersetzung mit seinen 
bereits im ersten - und rechtskräftig beendeten - Asylverfahren vorhandenen Ausreisegründen. Durch den 
Grundsatz "ne bis in idem" soll jedoch gerade eine solche nochmalige Auseinandersetzung mit einer bereits 
entschiedenen Sache, abgesehen von den Fällen der §§ 68 Abs. 2 bis 4, 69 und 71 AVG, nicht erfolgen. 
 

Trotz Belehrung über die Rechtslage in der erstinstanzlichen Einvernahme konnte der Beschwerdeführer nur 
teilweise einen neuen Sachverhalt ins Treffen führen: Er gab anlässlich der Antragstellung ua. dieselben 
Fluchtgründe an bzw. brachte Ereignisse vor, die sich bereits vor seiner Ausreise ereignet hatten. Ferner brachte 
er erstmals in der vorliegenden Beschwerde vor, dass er entgegen seinen bisherigen Angaben nicht bloß 
Unterstützer der Widerstandskämpfer, sondern selbst Widerstandskämpfer während des ersten Krieges in 
Tschetschenien gewesen sei. Abgesehen davon, dass der Beschwerdeführer dies in gemäß § 40 Abs. 1 AsylG 
2005 unzulässiger Weise erstmals in der Beschwerde vorbringt, muss bemerkt werden, dass der Asylgerichtshof 
bei seiner Entscheidung nur das Vorbringen vor dem Bundesasylamt beurteilen darf (vgl VwGH 30.06.1992, Zl. 
89/07/0200; 20.04.1995, Zl. 93/09/0341). Im Übrigen ist auch darauf hinzuweisen, dass dieses Vorbringen im 
Widerspruch zu seinem bisherigen Vorbringen steht bzw. eine Steigerung des Vorbringen vorliegt, welches im 
ersten Verfahren als unglaubwürdig erachtet wurde, weshalb auch nicht davon auszugehen ist, dass das 
nunmehrige Vorbringen glaubwürdig ist. Ferner handelt es sich auch bei dem neuen Vorbringen um Tatsachen, 
welche sich bereits vor seiner Ausreise und vor Eintritt der Rechtskraft der ersten Entscheidung ereignet haben 
sollen, sodass vom Vorliegen einer entschiedenen Sache auszugehen ist. 
 

Hinzu kommt, dass das neue Vorbringen in der Beschwerde, dass der Beschwerdeführer nicht nur als 
Unterstützer der Rebellen, sondern als Widerstandskämpfer im ersten tschetschenischen Krieg tätig gewesen sei 
und in seiner Heimat verfolgt werde, sich im Hinblick auf die vorgebrachte geänderte Lage im Herkunftsland 
nicht wesentlich von seinem schon bisher erstatteten Vorbringen unterscheidet, weil nach dem zitierten Bericht 
sowohl Rebellen als auch deren Unterstützer gefährdet sind. Allerdings wurde das Vorbringen des 
Beschwerdeführers - wie schon oben ausgeführt - bereits im ersten Asylverfahren als unglaubwürdig erachtet 
und trägt auch die Steigerung seines Vorbringens nicht zur Glaubwürdigkeit bei. Es kann daher auch keine 
maßgebliche Änderung der Lage im Herkunftsland erkannt werden. Die Erstellung eines weiteren Gutachtens 
oder die (erneute) Einvernahme eines Zeugen ist damit nicht erforderlich. Bezüglich der Länderfeststellungen 
wurde im angefochtenen Bescheid in gemäß § 60 AVG zulässiger Weise auf die rechtskräftige Entscheidung im 
ersten Verfahren des Beschwerdeführers verwiesen (vgl VwGH 12.11.2001, 99/10/0137). 
 

Da sohin nicht ersichtlich ist, dass ein neuer asyl- oder refoulementrelevanter Sachverhalt bzw. eine neue 
Rechtslage vorliegt, hat das Bundesasylamt den neuerlichen Asylantrag zu Recht wegen entschiedener Sache 
zurückgewiesen. 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005, idgF BGBl. I Nr.29/2009, sind Ausweisungen unzulässig, wenn 
 

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 
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2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 
 

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

b) das tatsächliche Bestehen des Familienlebens; 
 

c) die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

d) der Grad der Integration; 
 

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
 

g) Verstöße gegen die öffentliche Ordnung insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts; 
 

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. 
 

Bei der Setzung einer solchen aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des 
Privat- und Familienleben vorliegen (Art. 8 Abs. 1 EMRK). In seinem Erkenntnis vom 29. September 2007, 
Zahl B 1150/07-9, zur Bestimmung des § 10 (in der Fassung BGBl. I Nr. 100/2005) erging und auf die nunmehr 
anzuwendende Fassung des § 10 Abs. 2 AsylG 2005 wegen des inhaltsgleichen Kriterienkataloges übertragbar 
ist, führte der Verfassungsgerichtshof aus, dass das öffentliche Interesse an einer Ausweisung höher wiege, als 
das Interesse eines Fremden an der Fortsetzung seines Privatlebens, wenn dieses sich bloß auf die lange 
Aufenthaltsdauer, verursacht durch rechtswidrigen Aufenthalt bzw. aussichtslose Anträge, stütze. Eine 
Verletzung von Art 8 MRK sei nicht denkbar, wenn die belangte Behörde das Interesse an einer geregelten 
Einreise und der Befolgung österreichischer Gesetze höher bewerte, als den langjährigen tatsächlichen 
Aufenthalt im Inland. 
 

Das Asylverfahren ist, wie sich aus dem vorangehenden Entscheidungsteil ergibt, wegen entschiedener Sache 
zurückgewiesen worden. Es liegt kein sonstiger Aufenthaltstitel vor, woraus sich der rechtswidrige Aufenthalt 
des Beschwerdeführers ergibt. Zur Beendigung dieses bloß vorläufigen Aufenthaltes, welcher sich auf das 
gegenständliche Verfahren stützt, ist daher grundsätzlich eine Ausweisung geboten. Ein Familienleben, in 
welches durch die Ausweisung eingegriffen werden würde, wurde vom Beschwerdeführer in Österreich nicht 
behauptet, noch ist ein solches erkennbar, vielmehr gibt der Beschwerdeführer an, er würde mit seiner Cousine 
in Österreich nicht im gemeinsamen Haushalt leben. Er sei unverheiratet und habe keine Familie. 
 

Angesichts des nunmehr sechsjährigen Aufenthalts des Beschwerdeführers in Österreich ist jedoch ein Eingriff 
in sein Privatleben zu prüfen. Der Beschwerdeführer stützte seinen bisherigen sechsjährigen Aufenthalt nach 
illegaler Einreise lediglich auf das vorläufige Aufenthaltsrecht infolge zweier letztlich unberechtigter 
Asylanträge und gab anlässlich der zweiten Antragstellung ausdrücklich zu Protokoll, den zweiten Antrag 
gestellt zu haben, weil er schon 5 Jahre auf einen positiven Asylbescheid warte, in Österreich arbeiten und eine 
Familie gründen wolle und viele Freunde in Europa habe, brachte jedoch nicht vor, ansonsten über nennenswerte 
private Anknüpfungspunkte zu verfügen. Angesichts des während der gesamten Dauer bloß durch einen 
Asylantrag legitimierten Aufenthalts und der nunmehrigen Stellung eines zweiten Antrags ist jedoch im Sinne 
der Rechtssprechung des EGMR und des VfGH nicht von einem Überwiegen der privaten Interessen des 
Beschwerdeführers auszugehen, sodass die Ausweisung gerechtfertigt ist. 
 

Aufgrund des schlüssig begründeten Bescheides des Bundesasylamtes in Zusammenhalt mit dem 
Beschwerdevorbringen kann von der Durchführung einer Beschwerdeverhandlung gemäß § 67d AVG in 
Verbindung mit § 41 Abs. 4 und Abs. 7 AsylG 2005 abgesehen werden. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


